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Ungenehmigte Importe von gentechnisch veränderten Pflanzen 

Im Jahre 1996 sind ein Antrag der US-Firma Monsanto auf Inver-
kehrbringen von gentechnisch verändertem Soja, das gegen ein 
Herbizid dieser Firma resistent ist, und ein Antrag der Firma Ciba

-

Geigy auf Inverkehrbringen von gentechnisch verändertem Mais, 
dem u. a. ein Toxingen gegen den Maiszünsler übertragen worden 
ist, von der Europäischen Union - entgegen der Forderung der 
Bundesregierung nach umfassender Kennzeichnung gentech-
nisch hergestellter Lebensmittel - ohne Kennzeichnungsauflagen 
genehmigt worden. Der Import von Soja und Mais in die Euro-
päische Union erfolgt nun vermischt mit herkömmlichem Soja und 
Mais. Bei der Diskussion um deren Kennzeichnung haben Erklä-
rungen von US-Seite und aus Kreisen der Wirtschaft eine er-
hebliche Rolle gespielt, daß eine Trennung des Erntegutes von 
gentechnisch verändertem und herkömmlich gezüchtetem Soja 

 und Mais nicht möglich sei. 

Im Vorfeld der Zulassung von gentechnisch verändertem Mais der 
Firma Ciba-Geigy am 18. Dezember 1996 durch die EU-Kommis-
sion bestand der Verdacht, daß solcher Mais bereits ohne Zulas-
sung und vermischt mit herkömmlich gezüchtetem Mais in die EU 
eingeführt und dort in Verkehr gebracht worden sei. Ent-
sprechende Untersuchungen wurden mit Erteilung der Genehmi-
gung durch die EU-Kommission jedoch wieder eingestellt. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Bundesregierung: 

1. Wann entstand der Verdacht, daß gentechnisch veränderter 
Mais der Firma Ciba-Geigy ohne Genehmigung in die EU 
eingeführt würde, welche Maßnahmen wurden daraufhin von 
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der Bundesregierung mit welchem Ergebnis veranlaßt, wann 
wurden sie eingestellt und wann wurde die Genehmigung zur 
Einfuhr rechtskräftig? 

2. Welche anderen gentechnisch veränderten Soja- oder Mais-
pflanzen mit welchen neuen Eigenschaften sind von den ge-
nannten Firmen oder anderen Firmen in den USA bereits für 
den Anbau zugelassen worden, und wie groß war jeweils der 
Anbauumfang im Jahre 1996? 

3. Liegen für die Einführ von Erntegut dieser gentechnisch ver-
änderten Pflanzen Anträge auf Zulassung zum Inverkehr-
bringen in der EU vor, und wie ist gegebenenfalls der Stand 
der Bearbeitung dieser Anträge? 

Welche Haltung nehmen die deutschen Genehmigungsbe-
hörden gegebenenfalls zu diesen Anträgen ein? 

4. Wie erfolgt eine Trennung von in den USA bereits zuge-
lassenem und angebautem gentechnisch verändertem Soja 
oder Mais, für den es noch keine Genehmigung zum Inver-
kehrbringen in der EU gibt, von herkömmlich gezüchtetem 

Soja oder Mais? 

5. Welche anderen gentechnisch veränderten Nutzpflanzen sind 
in den USA und in welchen anderen Ländern außerhalb der 
EU bereits für den Anbau zugelassen worden? 

Inwieweit ist ein Import solcher Pflanzen oder von Erntegut 

solcher Pflanzen in die EU vorgesehen oder zu erwarten? 

6. Kann die Bundesregierung ausschließen, daß solches Soja 
oder solcher Mais oder andere gentechnisch veränderten Pro-
dukte bereits in der EU in Verkehr gebracht worden sind? 

7. Wie kann die Bundesregierung gegebenenfalls verhindern, 
daß eine gesetzwidrige Einfuhr und ein gesetzwidriges Inver-
kehrbringen solcher Pflanzen oder von deren Erntegut ohne 
vorherige Genehmigung erfolgt? 

Welche Behörden sind dafür zuständig, und welche Kontroll-
möglichkeiten stehen diesen dazu zur Verfügung? 

Welche Maßnahmen sind geplant? 

8. Inwieweit ist eine Zusammenarbeit mit Behörden anderer 
Länder erforderlich, und wie weit erfolgt eine solche bereits 
und mit welchen Ländern? 

9. Inwieweit sind nach Ansicht der Bundesregierung dazu inter-
nationale Vereinbarungen notwendig, und welche Rolle spie-
len diese Fragen bei den Verhandlungen über ein Protokoll zur 
biologischen Sicherheit im Rahmen des Übereinkommens 
über die biologische Vielfalt? 

Welche Haltung vertritt diesbezüglich die Bundesregierung 
bei den Verhandlungen? 

10. Welche Möglichkeiten sehen die WTO-Vereinbarungen vor, 
um gegebenenfalls die Einfuhr von gentechnisch veränderten 
Organismen zum Schutz vor möglichen Risiken für Mensch 
und Umwelt sowie zum Verbraucherschutz zu verbieten, zu 
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beschränken oder diese einer Kennzeichnungspflicht zu un-
terwerfen? 

Bonn, den 31. Januar 1997 
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